
Einladung
 
zur ordentlichen Hauptversammlung 2014

UET United Electronic Technology AG

Eschborn

am Mittwoch, den 28. Mai 2014,

im Mercure Hotel Frankfurt Eschborn Süd  

Frankfurter Straße 71 – 75, 65760 Eschborn

WKN A0LBKW
ISIN DE 000A0LBKW6



Sehr geehrte Aktionärinnen und Aktionäre,

wir laden Sie hiermit zu unserer ordentlichen  

Hauptversammlung ein, die am Mittwoch,  

den 28. Mai 2014 um 10:30 Uhr (Einlass ab 10:00 Uhr), 

im Mercure Hotel Frankfurt Eschborn Süd,  

Frankfurter Straße 71 – 75, 65760 Eschborn  

stattfindet.

Tagesordnung

1.  Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses 
und des gebilligten Konzernabschlusses zum  
31. Dezember 2012, des Lage- und Konzernlage-
berichts sowie des Berichts des Aufsichtsrats

2.  Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses 
und des gebilligten Konzernabschlusses zum  
31. Dezember 2013, des Lage- und Konzernlage-
berichts sowie des Berichts des Aufsichtsrats

3. Beschlussfassung über die Entlastung des Vor-
stands für das Geschäftsjahr 2012

a)  Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem Mit-
glied des Vorstands, Herrn Werner Neubauer, für 
das Geschäftsjahr 2012 Entlastung zu erteilen.

b)  Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem 
zwischenzeitlich ausgeschiedenen Mitglied des 
Vorstands, Herrn Marcus Linnepe, für das Ge-
schäftsjahr 2012 keine Entlastung zu erteilen.

4.  Beschlussfassung über die Entlastung des Vor-
stands für das Geschäftsjahr 2013

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem Vor-
stand für das Geschäftsjahr 2013 Entlastung zu er-
teilen.

5.  Beschlussfassung über die Entlastung des Auf-
sichtsrats für das Geschäftsjahr 2012

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitglie-
dern des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2012 
Entlastung zu erteilen.

6.  Beschlussfassung über die Entlastung des Auf-
sichtsrats für das Geschäftsjahr 2013

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitglie-
dern des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2013 
Entlastung zu erteilen.
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7.  Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäfts-
jahr 2014

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die 

  Baker Tilly Roelfs AG Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft, Leipzig

zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer 
für das Geschäftsjahr 2014 zu wählen. 

8.  Wahlen zum Aufsichtsrat

Das bisherige Mitglied des Aufsichtsrats, Herr  
Clemens Reif, hat sein Amt mit Wirkung zum  
31. Dezember 2013 niederlegt. Mit Beschluss des 
Amtsgerichts Frankfurt am Main gemäß § 104  
Abs. 1 AktG wurde Herr Rechtsanwalt Stefan Schüt-
ze zum neuen Mitglied des Aufsichtsrats bestellt. 
Die Bestellung von Herrn Stefan Schütze endet mit 
Ablauf der ordentlichen Hauptversammlung vom 
28. Mai 2014. Es ist daher eine Neuwahl erforder-
lich.

In diesem Zusammenhang sollen auch die weiteren 
Mitglieder des Aufsichtsrats, Herr Klaus von Hörde 
und Herr Vogels, zur Wahl durch die Hauptver-
sammlung gestellt werden. Herr von Hörde wurde 
im Geschäftsjahr 2012 aufgrund Beschlusses des 
Amtsgerichts Dortmund gemäß § 104 Abs. 1 AktG 
zum Mitglied des Aufsichtsrats bestellt. Herr Vogels 
wurde im Rahmen des Entsenderechts gemäß § 10 
Abs. 5 der Satzung der Gesellschaft, welches zwi-
schenzeitlich erloschen ist, im Geschäftsjahr 2012 
in den Aufsichtsrat entsandt. 

Zur Vereinheitlichung der Amtszeiten der jeweili-
gen Mitglieder des Aufsichtsrats sollen die Herren 
Klaus von Hörde, Jürgen Vogels und Stefan Schütze 
zu Mitgliedern des Aufsichtsrats bis zu der Haupt-
versammlung, die über ihre Entlastung für das  
Geschäftsjahr 2016 beschließt, bestellt werden.

Der Aufsichtsrat schlägt daher vor,

1. Herrn Klaus von Hörde, Dipl.-Ing., Darmstadt,

2.  Herrn Jürgen Vogels, Dipl.- Betriebswirt,  
Winsen/Luhe,

3. Herrn Stefan Schütze, Rechtsanwalt, Berlin

zu Mitgliedern des Aufsichtsrats bis zu der Haupt-
versammlung, die über ihre Entlastung für das Ge-
schäftsjahr 2016 beschließt, zu bestellen.

Die Hauptversammlung ist an Wahlvorschläge nicht 
gebunden.

9.  Vergütung des Aufsichtsrats

Mit Beschluss der ordentlichen Hauptversammlung 
am 20. Mai 2011 wurde die Gesamtvergütung des 
Aufsichtsrats gemäß § 16 Abs. 1 der Satzung auf 
insgesamt 110.000,00 € festgelegt. Die Gesamtver-
gütung soll um 70.000 € auf insgesamt 40.000 € 
herabgesetzt werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor:

Die jährlich zahlbare Vergütung für die Mitglieder 
des Aufsichtsrats gemäß § 16 Abs. 1 der Satzung 
der Gesellschaft wird als Gesamtvergütung auf ins-
gesamt 40.000 € neu festgelegt. Über die Vertei-
lung der Gesamtvergütung unter seinen Mitglie-
dern entscheidet der Aufsichtsrat. Die Neuregelung 
der Vergütung gilt ab dem Geschäftsjahr 2014.

10. Beschlussfassung über die Änderung der Satzung

Im Hinblick auf die strategische Neuausrichtung der 
Gesellschaft soll der in § 2 Abs. 1 der Satzung gere-
gelte Gegenstand des Unternehmens angepasst wer-
den. Desweiteren soll § 10 Abs. 5 der Satzung er-
satzlos aufgehoben werden, da das Herrn Linnepe 
bisher zustehende Entsenderecht wegen Unter-
schreitung der Beteiligungsgrenze von mindestens 
10 % zwischenzeitlich untergegangen ist.
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu be-
schließen:

§ 2 Abs. 1 der Satzung wird aufgehoben und wie 
folgt neugefasst:

„Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb, das 
Halten, die Verwaltung und die Veräußerung von 
Beteiligungen an privaten und börsennotierten Un-
ternehmen. Der Schwerpunkt liegt dabei vor allem 
auf technologieorientierten Unternehmen. Der Ge-
sellschaft obliegt weiterhin die Verwaltung des eige-
nen Vermögens.“

Ferner schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor zu 
beschließen:

§ 10 Abs. 5 der Satzung wird ersatzlos gestrichen. 

11.  Beschlussfassung über die Ermächtigung zum 
Erwerb eigener Aktien und Ausschluss des Be-
zugsrechts

Die im Rahmen der ordentlichen Hauptversamm-
lung vom 16. Juni 2009 erteilte Ermächtigung zum 
Erwerb eigener Aktien und Ausschluss des Bezugs-
rechts war befristet auf 18 Monate. Die Ermächti-
gung ist somit ausgelaufen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu 
beschließen:

a)   Die Gesellschaft wird ermächtigt, vom Tag der 
Beschlussfassung an für 18 Monate bis zu insge-
samt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfas-
sung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. 
Dabei dürfen die aufgrund dieser Ermächtigung 
erworbenen Aktien zusammen mit anderen eige-
nen Aktien, welche die Gesellschaft bereits er-
worben hat oder bereits besitzt, nicht mehr als 
10 % des jeweils bestehenden Grundkapitals der 
Gesellschaft ausmachen.

b)   Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträ-
gen einmal oder mehrmals ausgeübt werden.

c)   Der Erwerb erfolgt nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen über die Börse oder im Rahmen 

eines öffentlichen Rückkaufangebots oder einer 
an die Aktionäre der Gesellschaft gerichteten öf-
fentlichen Aufforderung zur Abgabe von Ver-
kaufsangeboten.

 aa)  Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse, 
so darf der von der Gesellschaft gezahlte Ge-
genwert je Aktie (jeweils ohne Berücksichti-
gung der Erwerbsnebenkosten) den durch-
schnittlichen Schlusskurs der Aktie der 
Gesellschaft im Xetra-Handel an der Wertpa-
pierbörse Frankfurt am Main (bzw. einem 
vergleichbaren Nachfolgesystem) an den 
letzten drei Börsenhandelstagen vor dem Er-
werb um nicht mehr als 10 % überschreiten 
und nicht mehr als 10 % unterschreiten. Ist 
die Gesellschaft an mehreren Börsenplätzen 
notiert, sind die jeweiligen letzten drei 
Schlusskurse der Gesellschaft an der Wertpa-
pierbörse Frankfurt am Main maßgeblich.

 bb)  Erfolgt der Erwerb im Wege eines öffentli-
chen Kaufangbots an alle Aktionäre der Ge-
sellschaft oder einer an die Aktionäre der 
Gesellschaft gerichteten öffentlichen Auffor-
derung zur Abgabe von Verkaufsangeboten, 
dürfen der gebotene Kauf- bzw. Verkaufs-
preis oder die Grenzwerte der gebotenen 
Kauf- bzw. Verkaufspreisspanne je Aktie 
ohne Berücksichtigung der Erwerbsneben-
kosten den durchschnittlichen Schlusskurs 
der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel 
an der Wertpapierbörse Frankfurt am Main 
(bzw. einem vergleichbaren Nachfolgesys-
tem) an den letzten fünf Börsenhandelstagen 
vor dem Tag der Veröffentlichung des Ange-
bots bzw. der Aufforderung zur Abgabe von 
Verkaufsangeboten um nicht mehr als 10 % 
über- oder unterschreiten. Ist die Gesell-
schaft an mehreren Börsenplätzen notiert, 
sind die jeweiligen letzten fünf Schlusskurse 
der Aktie der Gesellschaft an der Wertpapier-
börse Frankfurt am Main vor der Veröffentli-
chung des Angebots maßgeblich.
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   Ergeben sich nach Veröffentlichung eines 
Kaufangebots bzw. nach der Aufforderung 
zur Abgabe von Verkaufsangeboten erhebli-
che Kursabweichungen vom gebotenen Kauf- 
bzw. Verkaufspreis bzw. den Grenzwerten 
der gebotenen Kauf- bzw. Verkaufsspanne, 
so kann das Angebot bzw. die Aufforderung 
zur Abgabe von Verkaufsangeboten ange-
passt werden. In diesem Fall bestimmt sich 
der maßgebliche Betrag nach dem entspre-
chenden Kurs vor Veröffentlichung der An-
passung; die 10 %-Grenze für das Über- oder 
Unterschreiten ist auf diesen Betrag anzu-
wenden.

   Das Kaufangebot bzw. die Aufforderung zur 
Abgabe eines Verkaufsangebots kann weitere 
Bedingungen vorsehen. Das Volumen des 
Angebots kann begrenzt werden. Sofern die 
gesamte Zeichnung des Angebots dieses Vo-
lumen überschreitet oder im Fall einer Auf-
forderung zur Abgabe von Verkaufsangebo-
ten von mehreren gleichwertigen Angeboten 
nicht sämtlich angenommen werden können, 
muss die Annahme nach dem Verhältnis der 
zu gleichwertigen Bedingungen angedienten 
Aktien (Andienungsquoten) erfolgen. Eine 
bevorrechtigte Annahme geringerer Stück-
zahlen von bis zu 100 Stück angedienter Ak-
tie je Aktionär kann vorgesehen werden. Ein 
etwaiges weitergehendes Andienungsrecht 
der Aktionäre ist insoweit ausgeschlossen.

d)  Der Vorstand wird ermächtigt, die Aktien der Ge-
sellschaft, die aufgrund dieser Ermächtigung er-
worben werden, neben der Veräußerung über 
die Börse wie folgt zu verwenden:

 aa)  Der Vorstand kann die Aktien mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats unter gleichzeitiger 
Herabsetzung des Grundkapitals einziehen, 
ohne dass die Einziehung oder Durchfüh-
rung eines weiteren Hauptversammlungsbe-
schlusses bedarf, und die Angabe der Zahl 

der Aktien in der Satzung entsprechende an-
passen. Der Vorstand kann abweichend da-
von bestimmen, dass das Grundkapital nicht 
herabgesetzt wird, sondern sich der Anteil 
der übrigen Aktien am Grundkapital gemäß 
§ 8 Abs. 3 AktG erhöht. Der Vorstand ist in 
diesem Fall ermächtigt, die Angabe der Zahl 
der Aktien in der Satzung anzupassen.

 bb)  Der Vorstand kann die Aktien Dritten im Rah-
men von Unternehmenszusammenschlüssen 
oder beim Erwerb von Unternehmen oder  
Beteiligungen oder Unternehmensteilen als 
Gegenleistung anbieten und übertragen; das 
Bezugsrecht der Aktionäre auf Aktien der  
Gesellschaft wird insoweit ausgeschlossen.

 cc)  Der Vorstand kann die Aktien an Mitarbeiter 
der Gesellschaft oder Mitarbeiter von verbun-
denen Unternehmen im Sinne der §§ 15 ff. 
AktG zum Erwerb anbieten und übertragen; 
das Bezugsrecht der Aktionäre auf Aktien der 
Gesellschaft wird insoweit ausgeschlossen.

 dd)  Der Vorstand kann die Aktien zur Bedienung 
von ihr oder einem mit ihr verbundenen ab-
hängigen Unternehmen begebenen Options- 
und Wandlungsrechten verwenden; das Be-
zugsrecht der Aktionäre auf Aktien der 
Gesellschaft ist insoweit ausgeschlossen;

 ee)  Der Vorstand kann die Aktien mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats in anderer Weise als 
über die Börse oder den Freiverkehr oder 
durch ein Angebot an alle Aktionäre veräu-
ßern, soweit diese Aktien zu einem Preis ver-
äußert oder für eine Gegenleistung über-
tragen werden, welcher bzw. welche den 
Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft nicht 
wesentlich unterschreitet. Diese Ermächti-
gung gilt mit der Maßgabe, dass die Anzahl 
der zu veräußernden Aktien zusammen mit 
neuen Aktien, die seit Erteilung dieser Er-
mächtigung unter Bezugsrechtsausschluss 
nach § 186 Abs. 3 S. 4 AktG begeben worden 
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sind, insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der 
Beschlussfassung der Hauptversammlung 
über diese Ermächtigung oder des zum Zeit-
punkt der Ausübung dieser Ermächtigung 
bestehenden Grundkapitals – falls letzteres 
geringer ist – nicht überschreiten darf. Das 
Bezugsrecht der Aktionäre auf die Aktien der 
Gesellschaft wird insoweit ausgeschlossen.

e)  Die unter d) genannten Ermächtigungen bezüg-
lich der Verwertung der von der Gesellschaft er-
worbenen Aktien kann einmal oder mehrmals, 
ganz oder in Teilbeträgen, in Verfolgung eines 
oder mehrerer Zwecke ausgeübt werden.

 
* * * 

Bericht der Vorstands an die Hauptversammlung 
zum Tagesordnungspunkt 11 

Der Vorstand erstattet zum Tagesordnungspunkt 
11 über die Gründe für den Ausschluss des Bezugs-
rechts diesen nachfolgenden Bericht, der als Be-
standteil dieser Einladung auch in der Hauptver-
sammlung und vom Tag der Bekanntmachung der 
Einberufung der Hauptversammlung an in den Ge-
schäftsräumen der Gesellschaft ausliegt und auf 
Verlangen jedem Aktionär übersandt wird.

1.  Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung 
zu Tagesordnungspunkt 11 gemäß §§ 71 Abs. 1 
Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG

Zu Punkt 11 der Tagesordnung erstattet der Vor-
stand den folgenden Bericht.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Gesell-
schaft zu ermächtigen, Aktien der Gesellschaft vom 
Tag der Beschlussfassung an für 18 Monate zu er-
werben. Diese Ermächtigung ist gemäß den gesetz-
lichen Vorschriften auf 10 % des zum Zeitpunkt der 
Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals be-
schränkt.

Neben dem Erwerb über die Börse soll die Gesell-
schaft die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien durch 
ein öffentliches Kaufangebot oder eine öffentliche 
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten 
zu erwerben. Jeder verkaufswillige Aktionär der Ge-
sellschaft kann entscheiden, wie viele Aktien, und 
bei Festlegung einer Preisspanne, zu welchem Preis 
er diese anbieten möchte. Übersteigt die zum fest-
gesetzten Preis angebotene Menge die von der Ge-
sellschaft nachgefragte Anzahl an Aktien, so muss 
eine Zuteilung der Annahme nach dem Verhältnis 
der zu gleichwertigen Bedingungen angedienten 
Aktien (Andienungsquoten) erfolgen. Hierbei soll 
es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme klei-
nerer Offerten oder kleinerer Teile von Offerten bis 
zu maximal 100 Stück Aktien vorzusehen. Diese 
Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge bei der 
Festlegung der zu erwerbenden Quoten und kleine, 
in der Regel unwirtschaftliche Restbestände zu ver-
meiden und damit die technische Abwicklung zu 
erleichtern. Ein etwaiges weitergehendes Andie-
nungsrecht soll insoweit ausgeschlossen sein. Erge-
ben sich nach Veröffentlichung eines öffentlichen 
Kaufangebots oder der öffentlichen Aufforderung 
zur Abgabe eines Verkaufsangebots erhebliche Ab-
weichungen des maßgeblichen Kurses, so kann das 
öffentlich Kaufangebot oder die öffentliche Auffor-
derung zur Abgabe eines Verkaufsangebots ange-
passt werden und auf den entsprechenden Kurs vor 
Veröffentlichung der Anpassung und unter Anwen-
dung der 10 %-Grenze für das Über- oder Unter-
schreiten abgestellt werden Das Kaufangebot und 
die Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufsange-
bots können weitere Bedingungen vorsehen.

Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, dass 
der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
eine Veräußerung der erworbenen eigenen Aktien 
auch in anderer Weise als über die Börse oder durch 
ein Angebot an alle Aktionäre vornehmen kann, 
wenn diese Aktien zu einem Preis veräußert oder 
für eine Gegenleistung übertragen werden, der bzw. 
die den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft 
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gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräuße-
rung bzw. Übertragung nicht wesentlich unter-
schreitet. Ein etwaiger Abschlag vom aktuellen  
Börsenpreis wird voraussichtlich nicht über 5 %, je-
denfalls aber maximal bei 10 % des Börsenpreises 
liegen. Als maßgeblicher Börsenkurs im Sinne die-
ser Regelung gilt dabei der Durchschnittspreis, er-
mittelt aus dem arithmetischen Mittel der an der 
Frankfurter Wertpapierbörse notierten Schlusskur-
se im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren 
Nachfolgesystem), während der der Veräußerung 
der eigenen Aktien vorangehenden letzten 3 Börsen-
tage, an denen ein Börsenhandel in den eigenen 
Aktien stattgefunden hat. Die endgültige Festle-
gung des Veräußerungspreises für die eigenen  
Aktien erfolgt zeitnah vor der Veräußerung.

Die vorgeschlagene Ermächtigung zum Erwerb eige-
ner Aktien gehört zu den international üblichen zu-
lässigen Finanzierungsinstrumenten einer Aktien-
gesellschaft. Erwerb und Veräußerung der Aktien 
erfolgen unter Beachtung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung aller Aktionäre des § 53a AktG, 
also in aller Regel über die Börse. Der Vorstand soll 
die aufgrund der genannten Ermächtigung erwor-
benen Aktien einziehen können.

Die mit Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien 
eröffnete Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss 
bei der Veräußerung dieser Aktien in entsprechen-
der Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG dient 
dem Interesse der Gesellschaft, eigene Aktien bei-
spielsweise an institutionelle Anleger zu verkaufen 
oder neue Aktionärsgruppen im In- und Ausland zu 
gewinnen. Die Möglichkeit des Bezugsrechtsaus-
schlusses versetzt den Vorstand in die Lage, die 
sich aufgrund der jeweiligen Börsenverfassung bie-
tenden Möglichkeiten ohne zeit- und kosteninten-
sivere Platzierung der Aktien zu nutzen. Soweit das 
Bezugsrecht für Spitzenbeträge ausgeschlossen 
wird, soll dies vor allem die rechnerische Auftei-
lung und technische Abwicklung erleichtern.

Der Erwerb eigener Aktien soll der Gesellschaft auf 
der Grundlage des vorgeschlagenen Ermächti-
gungsbeschlusses ferner den notwendigen Hand-
lungsspielraum geben, um im Rahmen ihrer Akqui-
sitionspolitik flexibel, schnell und kostengünstig 
bei dem Erwerb von Unternehmen und Unterneh-
mensbeteiligungen agieren zu können. Bei der Fest-
legung der Bewertungsverhältnisse wird der Vor-
stand darauf achten, dass die Interessen der 
Aktionäre angemessen gewahrt werden und bei 
der Bemessung des Werts der als Gegenleistung ge-
währten Aktien am Börsenpreis orientieren.

Die Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der Ak-
tionäre werden bei der Veräußerung der eigenen 
Aktien an Dritte unter Ausschluss des Bezugsrechts 
auf Grundlage der Regelung des § 71 Abs. 1 Nr. 8 
AktG angemessen gewahrt: Die Ermächtigung zum 
Ausschluss des Bezugsrechts beschränkt sich auf 
insgesamt höchstens 10 % des Grundkapitals der 
Gesellschaft. Bei der Berechnung der 10 %-Grenze 
werden diejenigen Aktien angerechnet, die wäh-
rend der Laufzeit dieser Ermächtigung aus geneh-
migtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts 
ausgegeben werden. Da sich der Veräußerungs-
preis für die zu gewährenden eigenen Aktien am 
Börsenkurs zu orientieren hat, sind die Interessen 
der Aktionäre angemessen gewahrt. Die  Aktionäre 
haben die Möglichkeit, ihre relative Beteiligung 
über den Zukauf von Aktien über die Börse aufrecht 
zu erhalten und sind auch deshalb nicht wirtschaft-
lich benachteiligt. Die vorgeschlagene Ermächti-
gung liegt deshalb im Interesse der Gesellschaft 
und ihrer Aktionäre.

Der Vorstand wird der Hauptversammlung über die 
Einzelheiten einer Ausnutzung der Ermächtigung 
zum Rückerwerb eigener Aktien berichten.

 
* * *
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Adressen für die Anmeldung, die Übersendung des 
Anteilsbesitznachweises und eventuelle Gegenan-
träge bzw. Wahlvorschläge

Wir geben folgende Adresse für die Anmeldung und die 
Übersendung des Anteilsbesitznachweises und an:

UET United Electronic Technology AG 
c/o Computershare Operations Center 
80249 München 
Telefax: +49 89 30903-74675 
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de

Folgende Adresse steht für eventuelle Gegenanträge 
bzw. Wahlvorschläge zur Verfügung:

UET United Electronic Technology AG 
Investor Relations 
Frankfurter Straße 80 – 82 
65760 Eschborn 
Telefax: +49 6196 777755-9

 
Freiwillige Hinweise zur Teilnahme an der Hauptver-
sammlung und zur Ausübung des Stimmrechts

Nichtbörsennotierte Gesellschaften sind in der Einbe-
rufung lediglich zur Angabe von Firma und Sitz der  
Gesellschaft, Zeit und Ort der Hauptversammlung, der 
Tagesordnung sowie oben genannter Adressen ver-
pflichtet.

Nachfolgende Hinwiese erfolgen freiwillig, um den Ak-
tionären die Teilnahme an der Hauptversammlung zu 
erleichtern.

Zur Teilnahme an der Versammlung und zur Ausübung 
des Stimmrechts sind diejenigen Aktionäre berechtigt, 
die sich rechtzeitig anmelden und ihre Berechtigung 
nachweisen. 

Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes 
müssen der Gesellschaft unter der oben dafür angege-
benen Adresse mindestens sechs Tage vor der Haupt-
versammlung, also bis zum 21. Mai 2014 (24:00), zuge-
hen. Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf den 
Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung, also 
auf den 7. Mai 2014 (00:00 Uhr) zu beziehen.

 
Angabe nach § 125 Abs. 1 S. 4 AktG

Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte, z.B. ein 
Kreditinstitut oder eine Aktionärsvereinigung ausgeübt 
werden.

Eschborn, im April 2014

UET United Electronic Technology AG

Vorstand
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UET United Electronic Technology AG
Frankfurter Straße 80-82
D-65760 Eschborn
Telefon:  +49 (0) 6196 7777 550
Telefax:  +49 (0) 6196 7777 559
E-Mail:  office@uet-group.com
Internet:  www.uet-group.com


